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Klimaschutz. Obwohl Österreich 2015 dem
Ergebnis der Pariser Klimakonferenz
zugestimmt hat, ist seither nichts passiert.

Österreich
drückt sich weg
VON HEINZ KOPETZ

U nser Land wird punkto
Klimaschutz von einer
unfassbaren Gleichgül-

tigkeit gelähmt. Dies gilt für
einen Teil der politischen Ent-
scheidungsträger ebenso wie für
Teile der Zivilgesellschaft. Dieser
provokante Befund gründet auf
einer trivialen Tatsache: der Ent-
wicklung der Treibhausgasemis-
sionen.

2015 hat Österreich dem Er-
gebnis der Pariser Klimakonfe-
renz zugestimmt. Die Umsetzung
erfordert, dass die Emissionen ab
2015 jährlich um drei Millionen
Tonnen sinken. Tatsächlich wa-
ren die Emissionen im Jahr 2021
kaum geringer als 2015. Doch
nicht nur die Klimakonferenz
von Paris brachte Österreich in-
ternationale Verpflichtungen,
sondern auch die jüngsten Be-
schlüsse in Brüssel zielen in die
gleiche Richtung. Sie verpflichten
Österreich, bis 2030 seine Emis-
sionen um 48 Prozent zu senken
im Vergleich zum Jahr 2005.

Das Unverständliche für
mich ist, dass diese Diskrepanz
zwischen rechtlicher Verpflich-
tung, physikalischer Notwendig-
keit und realer Entwicklung nicht
thematisiert wird.

Aktuelle Diskussionen dre-
hen sich um Themen wie Was-
serstoff und E-Fuels. Doch diese
Energieträger können bis 2030
keinen Beitrag zur Senkung der
Emissionen leisten, weil der er-
neuerbare Strom fehlt. Die zen-
trale Frage der Klimapolitik kann
nur lauten: Wie können wir die
Emissionen bis 2030 annähernd
halbieren? Die Antwort liegt
nicht in futuristischen Konzep-
ten, sondern in ganz konkreten
Maßnahmen.

Eine solche zentrale Maß-
nahme ist eine neue Strompoli-
tik, die sicherstellt, dass alle Bun-
desländer im Sommer und im
Winter ihre Stromversorgung zu
100 Prozent aus erneuerbaren
Quellen decken. Davon sind wir
meilenweit entfernt. In den Win-
termonaten des Jahres 2022
brauchten wir 15 Milliarden Kilo-
wattstunden aus fossilen oder
atomaren Kraftwerken!

Zur Erreichung der Klimazie-
le hilft es auch nicht, wenn Öster-
reich im Sommer einen Strom-
überschuss produziert und im
Winter die gleiche Menge Strom
aus Erdgas erzeugt. Das ist die
Logik des aktuellen Stromgeset-
zes (100 Prozent Strom erneuer-
bar national bilanziell), doch die-
se Logik steht im Widerspruch zu
unseren Reduktionsverpflichtun-
gen.

Ende der fossilen Energie
Auch in der Mobilität braucht es
neue Ansätze. Konzepte, die sich
in urbanen Großräumen bewäh-
ren, versagen, wenn man sie auf
ländliche Räume umlegt. In
ländlichen Gebieten ist die indi-
viduelle Mobilität unverzichtbar.
Ein umfassendes Programm zur
Ausweitung der E-Mobilität ist
ebenso notwendig wie die Wei-
terführung der ökosozialen Steu-
erreform, um die Signale gegen
fossile Investitionen zu verstär-
ken.

Und im Wärmebereich brau-
chen wir nicht nur verstärkte
Maßnahmen zur Verbrauchsre-
duktion, ein Ende der Öl- und
Gasheizungen im privaten Sek-
tor, sondern auch ein Ende der
fossilen Energieträger vor 2030 in
den Fernwärmesystem großer
Städte wie Wien, Linz, Salzburg
und Graz.

Aufwachen aus der Apathie,
Zusammenarbeiten über die
Grenze von Parteien und Interes-
senverbänden hinweg, um rasch
ein Maßnahmenbündel zur Hal-
bierung der Emissionen bis 2030
zu realisieren, das ist das Gebot
der Stunde. Nur so können wir
unserer ethischen Verpflichtung
im Kampf gegen die immer un-
heimlich werdende Erderhitzung
nachkommen.

Dr. Heinz Kopetz (* 1941) ist seit 2012
Vorsitzender des Weltbiomasseverbands
mit Sitz in Stockholm. Der Verband versteht
sich als Sprachrohr der globalen Bioener-
giebranche und tritt für den Umstieg auf
erneuerbare Energiequellen ein. Er war
langjähriger Vorsitzender des Österreichi-
schen Biomasseverbands und Präsident
des Europäischen Biomasseverbands.
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PIZZICATO

Männer bitte nach links
F rauen sind die Einzigen, die diskriminiert werden, obwohl sie

keine Minderheit sind. Das sagt die Kabarettistin Sonja Pikart.
Ende Juni wird in der Kulisse Wien ihr Stück „Ein Spatz, ein
Wunsch, ein Volksaufstand“ für das ORF-„Sommerkabarett“ aufge-
zeichnet. Wer hätte das gedacht: Nach dem Shitstorm 2020, weil in
der ganzen Sendereihe keine einzige Frau dabei war, gibt es schon
heuer den Plan, eine Frau in das Programm zu nehmen. Malarina,
die chronisch ausverkaufte Kabarettistin („Serben sterben lang-
sam“), erklärte soeben in einem Interview auf die Frage, warum
ein Programm mehr Spaß macht, wenn kein Mann da oben steht:
„Weil Frauen lustiger sind. Weil sie härter bewertet werden und
dahermehr leistenmüssen, um gleich anerkannt zu sein.“

Sogar die Festwochen Wien lassen erstmals eine Comedy-
Schiene von einer Frau kuratieren: Maria Muhar sorgt imMetropol
für eine hohe Quote. Was im Humorsektor klappt, ist in der Politik
noch nicht erreicht. Die einzige Frau an der Spitze einer
Groß(?)partei verschwindet gerade. Zugleich legt aber in Salzburg
eine Frau in einer anderen Partei an Stimmen und Macht zu. Links
weniger, rechts mehr Frauen? Dabei hieß es doch, dass Österreich
wie eine Rettungsgasse funktioniert: Alle rücken nach rechts, nur
ganz links rutscht weiter nach links. (vers)

Reaktionen an: veronika.schmidt@diepresse.com
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Ortners unterschwelliger
Lustgewinn
„Vonmerkwürdigem Ekel erfasst“,
LB von Birgit Engel, 27. 5.
Dermerkwürdige Ekel, der Birgit
Engel beim Lesen vonOrtners
„Quergeschrieben“ betr. „Frauen-
träume vomMann, der das Geld
nachHause bringt“ (26. 5., Anm.)
erfasst hat, der scheint vielleicht
vomGlossenschreiber intendiert
gewesen zu sein. Bei mir hat der
Artikel rein gar nichts ausgelöst.
Dasmag wohl daran liegen, dass
ich Jahrgang 1959 bin, während
Engel 1971 geboren ist, wie sie
schreibt. Damuss eine Frau, die
stark, autark und leistungsorientiert
ist, ja emotional werden, wenn sie
in der Lebensmitte steht, während
bei mir die Zeiten, in denen ich in

die feministische Lebendfalle ge-
tappt bin, diemirMachos aufge-
stellt haben, längst vorbei sind. Ich
gehe davon aus, dass Christian
Ortner einen gewissen unter-
schwelligen Lustgewinn beim
Interpretieren einer an und für sich
nur wissenschaftlichen Studie hatte
und sich den Frust seines selbst
einmal geangelt wordenen Seins
von der Seele geschrieben hat.
Dr. Doris Kloimstein, 3100 St. Pölten

Höchstmögliche
Sicherheitsstufe
„Tote bei Spitalsbrand inMödling“
von Eva Schrittwieser, 31. 5.
Offenbar wurde die Katastrophe
durch eine Zigarette ausgelöst. Es
kann aber auch ein Kurzschluss
elektrischer Geräte oder ein explo-
dierender Handy-Akku Bettzeug
wie Zunder brennen lassen! Somit
sind die höchstmögliche Sicher-
heitsstufe der Einrichtung und
auch die Verwendung brandhem-
menderMaterialien im Bereich
dieser auf fremdeHilfe angewie-
senenMenschen Voraussetzung.

Erschreckend ist die Nachricht,
dass sich der Brand so schnell aus-
gebreitet hat und dabei drei Men-
schen gestorben sind. Technische
Einrichtungen besonders im
Krankenzimmer, wie Brand- und
Rauchmelder, müssen versagt
haben. Ein entsprechender Alarm
müsste doch das diensthabende
Krankenpflegepersonal in unmit-
telbarer Nähe als Erstes aufschre-
cken und eine Evakuierung noch
möglichmachen. Eine eigene Be-
triebsfeuerwehr des Kranken-
hauses konnte offenbar auch nicht
schnell genug vor Ort sein, um
Menschenleben zu retten.

Dem diensthabenden Personal
aber einen Vorwurf zumachen,
erscheint mir zu billig. Die Verant-
wortung für den Schutz hilfs-
bedürftiger Patienten im Kranken-
haus liegt im Organisationsma-
nagement oder noch weiter oben.
Die technischen Schutzeinrichtun-
genmüssen gerade da und in der
Altenbetreuungmöglichst hun-
dertprozentig funktionieren und
regelmäßig überprüft werden,
die potenziellen Retter auf sol-

EineWelt
der Schulden
Staatsschulden I. Es könnte uns eine globale Schuldenkrise bevor
stehen. Doch die Situation der einzelnen Länder ist sehr unterschiedlich.

VON ANNE O. KRUEGER

D ie USA taumeln am Ab-
grund einer selbst verur-
sachten Staatspleite. Ägyp-

ten, Ghana, Pakistan und viele an-
dere Länder haben schwere finan-
zielle Probleme. Italiens und Ja-
pans Schuldenlast ist größer ge-
worden. Und die Chinesen verzö-
gern oder behindern multilaterale
Bemühungen, die Schulden von
Ländern mit niedrigem oder mitt-
lerem Einkommen zu restrukturie-
ren. Laut dem Internationalen
Währungsfonds sind 41 Länder
stark verschuldet, und dies bezieht
Länder mit mittlerem Einkommen
wie Argentinien, Pakistan oder Sri
Lanka noch nicht einmal mit ein.

Die Sorgen, die diese Meldun-
gen ausgelöst haben, sind real,
aber im Detail gibt es grundlegen-
de Unterschiede: Die USA sind in
der Lage, ihre Schulden zu bedie-
nen, und waren viele Jahre lang
ein verlässlicher Kreditnehmer. Ihr
Problem ist politischer Natur. Die
Frage bei den ärmeren Ländern ist

hingegen, ob oder wie viel sie zu-
rückzahlen können. Viele Länder
mit niedrigem Einkommen sind
auf einem Verschuldungsniveau,
das bereits jetzt – oder bald – nicht
mehr nachhaltig ist. Einige leisten
keine Zahlungen mehr oder haben
angekündigt, dass sie die Bedie-
nung ihrer Schulden aussetzen
müssen. Private Gläubiger reagie-
ren darauf, indem sie keine weite-
ren Kredite vergeben.

Schnelle zusätzliche Mittel
Aber diese verschuldeten Länder
können in zwei weitere Gruppen
unterteilt werden: Einigen von ih-
nen ging es besser, bis sie durch
Covid-19 gezwungen wurden, zur
Finanzierung pandemiebedingter
Ausgaben mehr Kredite aufzuneh-
men. Internationale Finanzinstitu-
tionen haben besondere Einrich-
tungen ins Leben gerufen, um die-
sen Ländern schnell zusätzliche
Mittel zu verschaffen – und um ih-
nen, wenn sich ihre Wirtschaft er-
holt, weiterhin normale Kredite zu
ermöglichen.

Die Länder der anderen Grup-
pe waren bereits vor Covid-19 zu
hoch verschuldet – oft weil sie
Geld in Projekten mit geringen
oder negativen Renditen versenkt
haben. Ein Beispiel dafür ist Sri
Lanka: 2019 kam dort eine neue
Regierung an die Macht und senk-
te massiv die Steuern, was die be-
reits stark defizitären Haushalte
zusätzlich belastete. So musste das
Land noch mehr Kredite aufneh-
men. Während die landwirtschaft-
liche Produktion durch politische
Fehler – wie ein Importverbot von
Vorprodukten – massiv verringert
wurde, verschleuderte die Regie-
rung ihre ausländischen Wäh-
rungsreserven und verschuldete
sich zu immer höheren Zinsen
(insbesondere bei China), bis sie
keine neuen Kredite mehr bekom-
men konnte.

Da viele stark verschuldete
Länder bei Grundnahrungsmit-
teln, Medikamenten und Zwi-
schenprodukten auf Importe ange-
wiesen sind, kann es, wenn die-
se Importe in einer Krise nicht
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Es führt kein Weg an
neuen Fiskalregeln vorbei
Staatsschulden II.Wie kommt der Euro-Raum aus der Krise? Die EZB
könnte etwa an niedrigverzinste Gemeinschaftsanleihen denken.

VON WILFRIED STADLER

E ine Geldunion, die nicht
zugleich Fiskalunion ist:
Damit dieses währungs-

politisch einzigartige Großexperi-
ment gelingen kann, wurden zur
Geburtsstunde des Euro zu An-
fang der 1990er-Jahre im Vertrag
von Maastricht verbindliche
Schuldenregeln beschlossen. Die
beiden wichtigsten – eine jährli-
che Nettoneuverschuldung von
zuhöchst drei Prozent und eine
Staatsschuldenquote von nicht
mehr als sechzig Prozent – gelten
seither als unverrückbar, obwohl
sie in der Praxis kaum mehr an-
wendbar sind.

Nicht zufällig hat sich der auf
demMaastricht-Vertrag basieren-
de Stabilitäts- und Wachstums-
pakt im Lauf der Jahre zu einem
unübersichtlichen Konvolut von
nahezu 300 Seiten ausgewachsen.
Mit dem Coronajahr 2020 wurde
er vorläufig – weil faktisch nicht
einhaltbar – außer Kraft gesetzt.
Ab 2024 soll er nun in überarbei-
teter Form wieder gelten – vo-
rausgesetzt, dass unvorherseh-
bare Turbulenzen nicht neuerlich
eine Aussetzung erzwingen. Wie
allfällige Regelkorrekturen ausse-
hen werden, ist derzeit noch weit-
gehend offen

Ihren Ursprung hat die fiskali-
sche Regelkrise in der Finanzkrise
2008, aus der in den Folgejahren
eine europäische Staatsschulden-
krise wurde. Erst das „Whatever it
takes“-Versprechen des damali-
gen EZB-Präsidenten, Mario
Draghi, aus dem Sommer 2012
verhinderte damals im Zusam-
menspiel mit dem neu eingerich-
teten permanenten Schutzschirm
ESM ein Auseinanderbrechen der
Eurozone.

Anleihe-Ankaufsprogramm
Als die Anleiherenditen der Euro-
staaten mit Ausbruch der Pande-
mie neuerlich auseinanderstreb-
ten, startete die EZB zur Vermei-
dung einer neuerlichen Staats-
schuldenkrise unverzüglich ein
großvolumiges Anleihe-Ankaufs-
programm (PEPP) mit einem Ge-
samtvolumen von 1,85 Billionen
Euro. Schon davor hatte die EZB
mit massiven Anleihekäufen und
einer Politik extrem niedriger
Zinsen einen Kurs eingeschlagen,

der neben dem Streben nach
Wachstum auch mit dem – aus
heutiger Sicht paradox erschei-
nenden – Ziel begründet wurde,
eine Inflation von knapp unter
zwei Prozent erreichen zu wollen.
Dass mit all diesen „unkonventio-
nellen“ Maßnahmen vor allem
der Euro-Zusammenhalt sicher-
gestellt werden sollte, kam im da-
maligen offiziellen Wording nicht
vor und wird bis heute nur allzu
gern verdrängt.

Ein simples Zurück gibt’s nicht
Gerade als sich die Folgen der
durch die Pandemie gestörten
Lieferketten abzumildern began-
nen, lieferte der Ukraine-Krieg
einen nächsten Anlass für unvor-
hergesehene Budgetüberschrei-
tungen in den meisten Eurostaa-
ten. Zudem löste die drastische
Verteuerung der Energie einen
Inflationsschub aus, der sich
durch die neue geopolitische Ge-
mengelage weniger rasch rückbil-
det als zunächst erhofft.

Nach all diesen unvorherseh-
baren Entwicklungen liegt aktuell
die Durchschnittsverschuldung
in der Eurozone bei über 90 Pro-
zent, in einzelnen Staaten wie Ita-
lien (144) oder Frankreich (112)
weit darüber. Auch Österreich
überschreitet mit 84 Prozent die
Maastricht-Grenze deutlich. Al-
lein die Budgetbelastungen aus
den Coronamaßnahmen lagen
hierzulande per Ende 2022 bei
über 47Milliarden Euro.

An die Chance, von diesem
Berg an Verpflichtungen durch
ein simples Zurück zu den Maas-
tricht-Regeln wieder herunterzu-
kommen, glaubt nur, wer die Au-
gen vor der Realität verschließt.
Gefragt sind deshalb Alternativen
zum derzeit politisch sich hoch-
schaukelnden Entweder-oder um
die Aufrechterhaltung oder Auf-
gabe starrer, vor drei Jahrzehnten
entstandener Regeln. Erste Kon-
zepte der Kommission zielen auf
länderspezifische Vereinbarun-
gen mit längeren Zeiträumen für
den Schuldenabbau und Berück-
sichtigung besonderer, zukunfts-
orientierter Investitionserforder-
nisse. Auch eine Erhöhung der
Schuldenquote steht zumindest
informell zur Diskussion.

Angesichts der engen Ver-
flochtenheit von fiskal- und geld-

politischen Strategien zum nach-
haltigen Zusammenhalt des Euro
wird dies jedoch nicht ausreichen,
spielt doch die EZB eine unfrei-
willige, so doch unverzichtbare
Schlüsselrolle im Staatsschulden-
management des Euroraums. Ge-
rade weil die bisherigen Anleihen-
kaufprogramme nicht mehr er-
weiterbar sind, ohne in eine fakti-
sche Gemeinschaftsverschuldung
zu kippen, bedarf es hier geson-
derter Überlegungen.

Eine mögliche Lösung könnte
darin liegen, jenen Teil der Staats-
verschuldung von Euro-Mitglied-
staaten, der auf die seit 2008 dicht
aufeinanderfolgenden Schulden-
schocks zurückzuführen ist und
daher nicht im Zusammenhang
mit der unmittelbaren Haushalts-
disziplin steht, seitens der EZB
über langfristige, niedrigverzinste
Gemeinschaftsanleihen mit lan-
gen Laufzeiten zu refinanzieren.
Die anteiligen Quoten der krisen-
bedingten Sonderverschuldung
der Eurostaaten würden den im
Stabilitätspakt kontrollierten
Schuldenquoten in der Folge
nicht mehr zugerechnet.

Eine solche Neutralisierung
von durch externe systemische
Schocks entstandenen Sonder-
schulden in von der Notenbank
langfristig refinanzierten Sonder-
tranchen böte die Chance auf
einen sachgerechten Ausweg aus
dem Streit um ein striktes Fest-
halten an den ursprünglichen
Maastricht-Regeln. Die unver-
zichtbare budgetäre Eigenverant-
wortlichkeit entlang der neu
fixierten Grenzwerte könnte da-
rauf aufbauend wieder glaubwür-
dig gelebt werden.
Dr. Wilfried Stadler (* 1951 in Salzburg) ist
Ökonom, Publizist und war Mitherausgeber
der Wochenzeitung „Die Furche“.
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QUER AUF PAUSE

Christian Ortner ist auf Urlaub.
Daher entfällt sein heutiges
„Quergeschrieben“. Es
erscheint wieder am 9. Juni.
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che tragischen Vorfälle trainiert
werden, wissen, was sie zu tun
haben.

Ich bin sicher, dass der Betrei-
ber, das Land NÖ, alles tun wird,
um so ein tragisches Ereignis in
Zukunft zu verhindern. Ob die
anderen Föderalisten im österrei-
chischen Fleckerlteppich auch was
dazulernen?
Hansjörg Schmolengruber,
2230 Gänserndorf

„Frausein“ allein als
Kompetenzkriterium
„Pamela Rendi-Wagner ist nicht an
den bösenMachos gescheitert“,
„Quergeschrieben“ von Rosemarie
Schwaiger, 31. 5.
Vielen Dank für diesen Kommentar
von Rosemarie Schwaiger! Dazu
möchte ich Folgendes anfügen:

Es ist nahezu symptomatisch
und beschreibt denmomentan
vorherrschenden Trend: „Frau-
sein“ allein als Kompetenzkrite-
rium und ein Ausagieren über eine
quasi wehleidige Opferrolle. Das
allein kann es aber nicht sein.

Wäre dieser Kommentar von
einemMann geschrieben und ver-
öffentlicht worden, hätte es wohl
einen erbost wehleidigen Auf-
schrei von dieser Seite gegeben.
Viele sind auf diesem Auge leider
blind. Diese gängige oftmalige Op-
ferantizipation, -Identifikation
bzw. -haltung schadet einer
Frauenbewegungm.E. aber viel
mehr, als sie nützt. Dazu eine
Buchempfehlung: Alain Finkiel-
kraut: „Vom Ende der Literatur.
Die neuemoralische Unordnung“.
Dr. Rainer A. Gregoric, MEd, 1160 Wien

In Österreich bleibt
nichts geheim
„Die liebste Jahreszeit des Österrei-
chers“, „Déjà-vu“ von HansWink-
ler, 30. 5.
HansWinkler hat bestimmt recht,
dass viele nicht mehr wissen, wel-
chen Hintergrund die meisten
Feiertage haben. Dennoch sind die
von ihm aufgezählten Feiertage
angenehme Tradition geworden,
Hauptsache, es gibt einen freien
Tag. Daher sollte der Umsetzung

seines Vorschlags, einige genannte
Feiertage auf einen Sonntag zu
verlegen, nichts entgegenstehen.

Hinsichtlich des Konkordats
möchte ich widersprechen: Man
könntemit demHeiligen Stuhl in
diplomatische Verhandlungen
treten und nach Einigung die ge-
änderte Sachlage der Öffentlich-
keit präsentieren. Größtes
Problem dabei: In Österreich
bleibt nichts geheim.

Die Feiertage erinnern an
andere teure, lieb gewonnene Tra-
ditionen, wie die vielen politischen
Einheiten, die unser Land beherr-
schen. Hier könnteman wahrlich
große Einsparungen erzielen:
Neun Bundesländer mit ca. neun
Millionen Einwohnern stehen
einem Freistaat Bayernmit ca. elf
Millionen Einwohnern gegenüber.
Man könnte ja dort weitermachen,
womancherorts schon begonnen
wurde, mit der Zusammenlegung
von Gemeinden. Und warum nicht
auchmit Bezirken?

Es ist zu fürchten, dass auch
dazu der politischeMut fehlt.
Dr. Christian Leydolt, 1020 Wien

Frage ans Denkmalamt
„Schlagseite für Karl Luegers Denk-
mal“, 1. 6.
Was sagt eigentlich das Denkmal-
amt zu diesemUnsinn ?
Kurt Steinhoff, 1010 Wien

Ein Mann, einWort!
Oder doch nicht?
„Der Arbeiter Andreas Babler und
die reine Schlosser-Lehre“ von
Klaus Knittelfelder, 31. 5.
Andreas Babler, einMann, ein
Wort! Oder doch nicht? Einmal
Marxist, doch postwendend ein
Rückzieher. Vergesellschaftung
und Enteignung als notwendige
Schritte zur Beseitigung sozialer
Ungleichheit? Nicht ausgeschlos-
sen. Einst – nennen wir es jugend-
liche Unbekümmertheit – bedau-
erte er den Untergang des sozialis-
tischen Jugoslawien, vor wenigen
Jahren erklärte er, die „EU sei ein
imperialistisches Projekt mit ein
paar Sozialstandards“. In seinem
Curriculum vitae wird nicht ohne
Stolz auf denWerdegang als „ge-

lernter Maschinenschlosser“ ver-
wiesen, nun stellt sich heraus, dass
er keine abgeschlossene Lehre
aufweisen könne.

Allzu viele Widersprüche, die
Zweifel an seiner Glaubwürdigkeit
aufkommen lassen und zur Ent-
zauberung eines Selbstdarstellers
führen könnten, der sich als „Mes-
sias“ der ausgebeuteten Arbeiter-
schaft geriert und so prädestiniert
für den Chefsessel der (einstigen)
Arbeiterpartei sei.
Mag. Gerald Gruber, 3353 Seitenstetten

mehr finanziert werden können,
zu Fabrikschließungen und einem
starken wirtschaftlichen Rückgang
kommen – wie es auch in Sri Lanka
geschehen ist. Kann sich das be-
troffene Land dann keine Fremd-
währungen beschaffen, um damit
die Importe wieder zu bezahlen,
bleiben wichtige Güter knapp.

Kassensturz hinauszögern
In diesen Fällen entwickelt der
IWF gemeinsammit der Regierung
Maßnahmen, mithilfe derer das
Land sein Wachstum und seine
Kreditwürdigkeit wieder herstellen
kann. Würde der IWF nicht auf sol-
chen Reformen bestehen, würde er
lediglich die Verschuldung des
Landes erhöhen und einen unver-
meidlichen Kassensturz hinauszö-
gern. Um also zu gewährleisten,
dass das Land mitzieht, gewährt
der IWF seine Mittel normalerwei-
se in Tranchen, die von den Re-
formfortschritten abhängen – wo-
bei das Land mit der ersten Zah-
lung die Importe und den Schul-
dendienst wieder aufnehmen
kann.

Angesichts der Folgen solcher
Krisen für die Armen haben sich
manche Beobachter für eine
Schuldenreduzierung ausgespro-
chen – und für neue Zahlungen
ohne die Bedingung, dass das
Land die falsche Politik, die zur ex-
tremen Verschuldung geführt hat,
korrigieren muss. Aber in ihrer An-
nahme, dass neue Kredite den Ar-
men helfen, sehen sie nicht, dass
dies häufig bedeutet, schlechtem
Geld gutes Geld hinterherzuwer-
fen. In vielen Fällen sind die Län-
der unter anderem deshalb arm,
weil ihre bisherigen Kredite in we-
nig produktive Investitionen ge-
flossen sind.

Obwohl der IWF einem neuen
Programm erst nach einem langen
Prozess zustimmt, können nach
dessen Umsetzung durchaus wei-
tere Komplikationen auftreten.
Hält der IWF die Schulden eines
Landes für so hoch, dass sie nicht
mehr bedient werden können,
muss das entsprechende Pro-
gramm auch eine Umschuldungs-
möglichkeit enthalten, die mit pri-

vaten und öffentlichen Gläubigern
ausgehandelt wird. Manchmal
können Reformen und IWF-Gelder
einem Land dabei helfen, Wachs-
tum zu erzielen und seine Kredit-
verpflichtungen zu finanzieren.
Aber in anderen Fällen ist die Ver-
schuldung so extrem, dass das
Land seine Zahlungsverpflichtun-
gen zukünftig wohl nicht mehr be-
dienen kann. In diesem Fall treffen
sich Politiker aus den Gläubiger-
ländern und einigen sich auf Um-
schuldungsbedingungen – wie die
Verringerung des Nennwerts der
Kredite, eine Neuterminierung der
Rückzahlungen oder gar einen Til-
gungsaufschub. Traditionell neh-
men auch private Geldgeber an
diesen Gesprächen teil und stim-
men einem Schuldenschnitt zu.

Aber mit Chinas Aufstieg zum
größten bilateralen Kreditgeber für
Entwicklungs- und Schwellenlän-
der hat sich die Lage verändert.
Die Chinesen erklären sich nur wi-
derwillig mit Umschuldungspro-
grammen einverstanden und be-
stehen oft darauf, den Schuldner-
ländern genug Geld zu leihen, da-
mit sie ihren Verpflichtungen
nachkommen können. Würde der
IWF zu diesen Bedingungen Mittel
bereitstellen, würde ein Teil von
ihnen lediglich als Tilgung an Chi-
na zurückfließen, das dann gegen-
über anderen Geberländern einen
Vorteil hat.

Chinas Aufstieg ändert alles
IWF-Programme können deshalb
erst umgesetzt werden, wenn sich
alle Gläubiger auf Umschuldungs-
bedingungen geeinigt haben. So
konnte Sri Lanka monatelang kei-
ne Mittel vom IWF erhalten, weil
sich die Chinesen geweigert ha-
ben, einen Teil ihrer eigenen
Kredite abzuschreiben. Stattdes-
sen wollten sie Sri Lanka noch
mehr Geld leihen, um dem Land
zu ermöglichen, damit seine bis-
herigen Zahlungsverpflichtungen
zu erfüllen (was seine Gesamtver-
schuldung bei China erhöht hätte).
Auch Sambias Umschuldung wird
seit November 2020 verzögert.

Inzwischen hat sich China mit
einigen Ländern geeinigt, und die
IWF-Mittel können fließen. Aber
viele weitere verschuldete Länder
müssen sich laut den Bedingungen
der IWF-Programme immer noch
reformieren, was bedeutet, dass
weitere Verzögerungen zu erwar-
ten sind. Hoffentlich erkennt
China, dass es in seinem eigenen
Interesse ist, den Prozess politi-
scher Reformen und der Umstruk-
turierung von Krediten schneller
und reibungsloser zu gestalten.

Aus dem Englischen von Harald Eckhoff
© Project Syndicate 1995–2023

E-Mails an: debatte@diepresse.com


